Staat und Allokation 4

§ 4 Die finanzpolitische Willensbildung

1. Die Steuerungsfunktion kollektiver Willensbilldungsprozesse im Bereich öffentlicher Güter; Analogie zur Steuerungsfunktion der Marktpreise im Bereich privater Güter

Wie wir gesehen haben, ist der Budgetbestimmungsprozess ein politischer und kein Marktprozess. Deshalb wird in folgenden ein Ausflug in die Politikwissenschaften gemacht.

Ausgangspunkt ist wieder der einzelne Kosument als letztendlicher Nutznießer der öffentlichen Leistungen, dessen privater Kosum sich reduziert, wenn Ressourcen auf den öffentlichen Sektor übertragen werden

Die Schlüsselfrage besteht darin, wie seine Präferenzen dabei zum Ausdruck gebracht und umgesetzt werden können

In kleinen Gruppen durch Verhandeln, jedoch solche Lösungen nicht möglich für politische Einheiten, die mit großen Zahlen zu tun haben ( Transaktionskosten sind zu hoch
Die individuellen Präferenzen müssen in eine Budgetentscheidung durch einen politischen Prozeß überführt werden, der die durch die Wahl zum Ausdruck gebrachten Präferenzen der Individuen widerspiegelt und die Reaktion derjenigen politischen Parteien oder politisch Verantwortlichen zum Ausdruck bringt, denen er die letzte Entscheidung überträgt.

Aber warum wählen ?

Warum aber sollte man wählen, man weiß ja, das man mit seiner Stimme nur einen marginalen Einfluss auf die Entscheidung hat. Man könnte wählen gehen, da man dieses Problem nicht erkennt, da man hofft weitere Wähler werden dadurch positiv beeinflusst oder aus Verantwortungsbewusstsein (als Mitglied einer demokratischen Gesellschaft). Aber es gibt keine rationale Erklärung dafür. 

1. Verteilung der Stimmrechte

Jede Person eine Stimme  ( radikalegalitäre Norm

Im ökonomischen Bereich Verteilung von “DM-Stimmen”  ( nichtegalitäres Stimmrecht

Abgestimmt wird nach Kaufkraft, Vermögen das jemand besitzt, Vermögen schafft bestimmte Macht

Marktsystem ( Leistungssystem daher in Ordnung, wenn Vermögen/Einkommen Macht schafft

Nicht ok wenn Vermögen/Einkommen erworben wird ohne entsprechende Leistung zu erbringen (man erhält Transfers ohne Leistungen)

Mögliche Kriterien der Verteilung von Stimmrechten

-Vermögen/Einkommen

-Bildung oder großer Sachverstand

-Minimal-Kriterien, wie z.B. Lesen können

-im innerbetrieblichen Entscheidungsprozeß (nach Sachverstand/Bildung

-soziale Klassen(z.B. 3-Klassenwahlrecht)

-egalitäre Stimmrechte (jeder hat gleiche Stimmeneiheiten)

auch hier Problem der Mündigkeit ( Wahlrecht ab bestimmtem Alter

Verzicht auf Stimmrecht ist auch möglich
2. Abstimmungsverfahren 
ausführlicher nochmal dargestell unter Punkt 6

a) Einstimmigkeitsprinzip

b) Prinzip der einfachen Mehrheit; Mehrheitsabstimmung, Stimmenmehrheit

Bei Alternativabstimmung: 50%

Pluralitätswahl:

-Alternativen werden nach Prioritäten durchnummeriert (Rangzahl)

Punktewahl: 

-bestimmte Anzahl von Punkten die Wähler auf Alternativen verteilen können
3. Anforderungen an Abstimmungsprozesse bzgl. der kollektiven Rationalität der Abstimmungsergebnisse

a) freie Entscheidungsmöglichkeit der Wähler muß gegeben sein

b) Individualpräferenzen des einen dürfen auf andere Individuen keinen Einfluß haben (gesichert durch Stimmrechtsverteilung) ( es darf keinen Diktator geben ( Demokratieregel

c) Gesellschaftliche Souveränitätsregel ( gesellschaftliche Präferenzen dürfen nicht völlig unabhägig von Individualpräferenzen sein

d) Rangfolge der Alternativen in der soz. Präferenz darf nicht entgegengesetzt der Rangfolge der individuellen Präferenzen sein

e) Individualilstisches Werturteil

f) Sollte nicht durch strategisches Vorgehen gestört werden

g) Transitivität; A > B > C ( A wird B und B wird C vorgezogen; d.h. A < darf nicht gelten

4. Möglichkeit paradoxer Abstimmungsergebnisse bei Mehrheitswahlen (Arrow-Paradox ( bezieht sich nur auf Mehrheitswahl)

Es ist möglich, daß alle Bürger transitive Präferenzen haben und daß der Abstimmungsprozeß dann nicht der Trasitivität genügt

Annahmen des Modells:

( Abstimmung über Budgetumfang 

es gibt 3 Alternativen:


A ( großes 


B ( mittleres   Budget
 ordinal quantifizierbar


C ( kleines 

es gibt 3 Wähler:  X  ;  Y  ;  Z

gleiche Beteiligung der Wähler an Finanzierungskosten des Budgets 

· X spricht sich für ein großes Budget aus ( A > B > C )

· Y spricht sich für ein kleines Budget aus ( C > B > A ) 

· Z bevorzugt ein mittleres Budget  ( B > C > A ) ( Medianwähler

Fall eingipfliger Präferenzstruktur !
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Abbildung 1
Abstimmung:

A : B  (  1 : 2

( B

B : C  (  2 : 1

( B

A : C  (  1 : 2

( C

Ergebnis 

B > C > A   und B > A

Dieses Ergebnis ist harmonisch so wie man es sich wünscht

· B wird in allen Fällen gewinnen ( Wähler Z = Medianwähler gewinnt

· Alle Präferenzen sind in der zeichnerischen Darstellung eingipfelig und die Reihenfolge der Abstimmung spielt keine Rolle
Diese Ergebnis ändert sich, wenn sich die Präferenzen der Individuen ändern!

Y ( Präferenzen ändern sich; Y habe einen ausgefallenen Geschmack und ziehe C und A gegenüber B vor, d.h. er bevorzuge beide Extreme gegenüber der mittleren Lösung

Es entsteht eine mehrgipflige Struktur
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Abbildung 2
Abstimmung:

A : B  (  2 : 1

A

A : C  (  1 : 2

C

B : C  (  2 : 1

B

Ergebnis:   A > B > C   aber  A < C  ( Widerspruch

( Intrasitivität, d.h. inkonsistentes Abstimmungsergebnis

genügt nicht den Anforderungen an kollektive Rationalität, denn bestimmte Anforderungen an die Wahlregeln müssen erfüllt sein

1. das Ergebnis darf nicht willkürlich sein

2. es muß Wählerpräferenz repräsentieren

3.  es darf nicht durch strategisches Vorgehen gestört sein

Punkt 1. ergibt sich aus dem Fall zweigipfliger Präferenzstruktur

Das Endergebnis hängt also in diesem Fall von der Reihenfolge ab, in der die Alternativen gepaart werden.

Dieses Wahlparadoxon, zuerst von Condorcet im 18. Jh entdeckt und von Kenneth Arrow in jüngster Zeit herausgearbeitet, versetzte dem Glauben an die demokratische Wahlentscheidung einen Knacks. Jedoch sagt diese Paradoxon nicht aus, daß die Mehrheitsregel nicht anwendbar ist.

Die Schlußfolgerung lautet vielmehr, daß die Präferenzenstruktur der Individuen eingipflig sein muß, wenn das Mehrheitswahlsystem keine willkürlichen Ergebnisse erbringen soll.

Eingipfeligkeit: Vorliegen von individuellen Präferenzstrukturen die alle einen Gipfel aufweisen 

Mehrgipfligkeit: es gibt keine solche Situation, in der die ind. Präf. aller Wahlbeteiligten einen Gipfel aufweisen; Entscheidungsträger mit extremen Präferenzstrukturen sind vorhanden

( Inkonsistenz ; willkürliche Ergebnisse, d.h. Ergebnis hängt von der Reihenfolge ab, in der die Alternativen gepaart werden

Schlußfolgerung aus Arrow- Paradoxon:

( Wenn Eingipfligkeit der Präferenzstruktur garantiert ist, dann liegt stets ein nichtwillkürliches Ergebnis vor.

Lösung wird sich herauskristalisieren, wo soziale Präferenzstruktur gleich der Medianpräferenz ( muß jedoch nicht Lösung im Sinne des pareto-Kriteriums sein

Es sagt nicht aus, daß das Mehrheitswahlsystem nicht anwendbar ist!

Besteht Homogenität zwischen den einzelnen Möglichkeiten (Präferenzen); d.h. die Gipfel liegen nahe beieinander, so kommt das Mehrheitsergebnis dem Optimum im Sinne des Pareto-Kriteriums nahe.

( Eingipfligkeit ist nicht zu erwarten, wenn Alternativen sich durch Vorliegen rein qualitativer Merkmale unterscheiden und wenn Alternativen sich nicht nur durch ein, sondern durch mehrere Merkmale unterscheiden. ( gilt nur bedingt, wenn Homogenität der Präferenzen vorliegt

Wahrscheinlichkeit des Arrow-Paradox (Inkonsistenz der Wahlergebnisse) nimmt mit Zunahme der Individuen (Wahlbeteiligten) und der Alternativen zu

Bei anderen Abstimmungssystemen (Pluralitäts- oder Punktewahl) kommt die Möglichkeit der Willkür nicht vor, da keine Paarung von Alternativen notwendig ist, entsteht das Problem der Reihenfolge der Abstimmungen nicht.
5. Anwendung auf die finanzpolitische Entscheidung über die Höhe des Staatsbudgets

Es bleibt zu fragen, ob finanzpolitische Entscheidungen tendenziell diesem eingipfligen Typ zugehören?

Die Antwort hängt von der Art der betrachteten Entscheidung ab

Als einfachster Fall soll nun dargestellt werden: 

Annahmen:

· 3 Wähler werden betrachtet

· Budget des Staates enthält nur ein öffentliches Gut 

· Dieses wird zu konstanten Stückkosten angeboten

· Die Finanzierungskosten werden in Form einer “Kopfsteuer” gleichmäßig auf alle verteilt, jeder trägt gleich ein Drittel der Gesamtkosten 

· Die Preisrelation zwischen öffentlichem und privatem Gut ist konstant

Das Problem besteht nur darin, den erwünschten Umfang zu bestimmen.
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Abbildung 3
In diesem Fall kann man mit guten Gründen davon ausgehen, daß die Präferenzen eingipflig sind.

Wenn unterstellt wird, das öffentliche Gut nütze dem Kosumenten, wird er ein bestimmtes Budget gegenüber einem größeren oder kleineren vorziehen.

Die Nachfrage des Konsumenten nach privaten Gütern bei Nichtvorhandensein von öffentlichen Gütern ist 0A und er befindet sich auf der Indifferenzkurve i1

Nun wird ein öffentliches Gut angeboten und der Preis dafür wird ihm in Form einer Steuer auferlegt. Der Preis ergibt sich aus der Budgetgeraden AB; das Preisverhältnis der verfügbaren öffentlichen zu den verfügbaren privaten Gütern ist dann 0B/0A.

Der von ihm bevorzugte Punkt wird bei E auf der höchstmöglichen Indifferenzkurve i4 liegen, wo er 0C und 0D konsumiert.

Eine Ausdehnung des Budgets und damit eine Ausdehnung der Ber eitstellung an öffentlichen Gütern auf 0F bringt ihn auf eine schlechtere Indifferenzkurve i3 und H sowie eine Verringerung auf J und i2.

( eingipflige Präferenz  wird festgelegt durch quasi-konkave Präferenzen

Annahme, daß dieser Konsument ein mittleres Einkommen hat AB

die zwei anderen Wähler haben ein 

-niedriges Einkommen

-ein hohese Einkommen

Der Reiche möchte mehr von allen Gütern haben und stimmt für ein höheres Budget mit einem entsprechendem Optimumpunkt

Der Arme stimmt für kleineres Budget mit entsprechendem Optimumpunkt, da sonst die Abzüge für ihn zu hoch sind

Alle Drei haben somit eingipflige Präferenzen, was damit der Abbildung 1 entspricht.

Ein Wahlparadoxon entsteht nicht.

3 Alternativen der Budgetgröße werden zur Abstimmung gestellt und aus der Mehrheitswahl ergibt sich diejenige die der Medianwähler bevorzugt.

Obwohl die Mehrheitsentscheidung dem Wähler im Zentrum der Präferenzskale zusagt, läßt sich nicht folgern, daß das die beste die effizienteste Entscheidung ist, da die Intensität der Präferenzen nicht berücksichtigt wird.

Proporionale Einkommenssteuer:

Werden die Präferenen eingipflig bleiben, wenn die Kopfsteuer durch eine realistische Steuerform; eine proportionalen Einkommenssteuer, ersetzt wird?

In diesem Fall unterscheidet sich der Preis pro Einheit öfffentlicher Leistung für Konsumenten mit verschiedenen Einkommen. Mit zunehmendem Budget steigt der Steuerbetrag, aber der Preis je Einheit öffentlicher Leistung bleibt für jeden einzelnen konstant.

( die Präferenzen bleiben eingipflig


(gewisse Homogenität der Abstimmungsergebnisse wird sich herausbilden





Abbildung 4
Zu betrachten wären noch gleichbleibend progressiv, verzögerte Progression

Wichtig ist der jeweilige Einfluß auf die Präferenzstruktur die komplexer werden kann und damit auch mehrgipflig, wodurch das Wahlparadoxon ins Spiel kommen kann.

Z.B. wenn sich die Änderung der Steueranteile mit steigendem Budget umkehrt, wenn also ein steigendes Budget zunächst den Finanzierungsanteil der Empfäner hoher Einkommen steigert und ihn dann senkt, kann sich eine V-förmige oder multiple Präferenzstruktur ergeben ( Wahlparadoxon.

Insgesamt kann festgestellt werden, daß finanzpolitische Entscheidungen –insbesondere Entscheidungen über verschiedene Budgetzusammensetzungen- nicht so geartet sind, daß eingipflige Präferenzen ohne weiteres unterstellt werden können. Doch kann die Möglichkeit der Willkür dadurch reduziert werde, daß Probleme kombinert werden, über die im Rahmen eines Programmes gebündelt entschieden werden kann, selbst wenn beide einwandfreie Entscheidungen im Hinblick auf das Einzelproblem nicht möglich erscheint.
6. Güte der Absimmungsverfahren

(Höhere Empfindlichkeit gegenüber dem Eigenheiten der Individualpräferenzen meist verbunden mit Anfälligkeit gegenüber strategisch bedingten Verzerrungen)
Das am häufigsten verwendete Abstimmungsprinzip ist die einfache Mehrheit
-jedes Individuum hat eine Stimme 

-die Ja´s und Nein´s werden gezählt

-die einfache Mehrheit gewinnt
Pluralitätswahlsystem

-jeder Wähler ordnet die zur Abstimmung stehenden Varianten entsprechend seiner Präferenz

-stehen 10 Varianten zur Wahl, so wird 1 Punkt der erwünschtesten Lösung zugeordnet

-Gewinner ist die Variante mit den wenigsten Punkten
Punktwahl

-dem Wähler wird eine Anzahl von Punkten zugeteilt, die er den verschiedenen Varianten entsprechend seiner Wünsche zuteilen kann

-so kann er alle verfügbaren Punkte einer bevorzugten Alternative zuteilen oder sie beliebig aufteilen 

-Gewinner ist die Variante mit den meisten Punkten
Keine Einstimmigkeit bei Abstimmung

(Gegner muß Lösung hinnehmen, die er nicht wollte z.B. der Niedrigverdiener aus dem vorigen Gliederungspunkt

1. Einstimmigkeitsprinzip:

-1. Platz bei Effizenz ( kein unerwünschter Nachteil) niemand wird gezwungen Projekte zu akzeptieren, die er nicht will

-bester Minioritätenschutz

(nur zu unangemessen hohen Kosten zu erreichen

(Tendenz Bereitstellung öffentlicher Güter völlig zu blockieren
2. Mehrheitswahlprinzip:

Absolute und relative Mehrheit

-absolute ( größte Zahl von Wählerstimmen 

-relative ( mindestens 50% (stellt auf absolute Zahl der Stimmen ab)

( Lösung auf die sich die größte Zahl geeinigt hat

(Lösung impliziert besondere Funktion des Medianwählers ( dieser wird zum Repräsentanten
sehr grobes Abstimmungsverfahren (Alternativen?)

-überstimmte Wähler scheiden aus ( deren Präferenz fällt in diesem Verfahren völlig raus

-haben sie sich für z.B. die 3. Alternative entschieden, haben sie keinen Einfluß darauf, ob 1. oder 2. Alternative gewinnt
3. Pluralitätswahl:

( Rangordnungen

( Ergebnisse sind eindeutiger (d.h. es gibt weniger unentschieden als bei Mehrheitswahl)

Da die Rangzahlensumme den Gewinner bestimmt ist der Minioritätenschutz (fallen also nicht völlig heraus) stärker als bei der Mehrheitswahl

Für die Gewinneralternative stimmt nicht unbedingt die größte Zahl der Personen (bedingt durch Rangzahlen).
4. Punktewahl:

-größte Information über Präferenzenstruktur der Wähler wird aufgedeckt

strategisches Verhalten  ( Wähler können Verhalten der Mitwähler in Betracht ziehen

d.h. wahre Präferenzstruktur wird nicht aufgedeckt

( Gesamtergebnis wird verzerrt

Ergebnis:

Punktewahl > Pluralitätswahl > Mehrheitswahl       (von links nach rechts abnehmende Aufdeckung der Präferenzstruktur

Bei Punktewahl Möglichkeit des strategischen Verhaltens:

Bei großer Personenzahl  ( klein

Bei geringer Personenzahl  ( groß

zu Abstimmungsregeln:  weitere Ausarbeitung
Einstimmigkeitsregel: Es ist unwahrscheinlich, daß irgendeines der vorgeschlagenen Steuer- oder Ausgabenprogramme uneingeschränkte Zustimmung finden könnte. Am Ende wäre der Verlust, der sich für die Mehrheit ergibt, weit größer, als der Gewinn für die Minderheit 

(Abstimmungsgegner mit zwangsweiser Durchsetzung des Ergebnisses wird notwendig; Benachteiligungen bzw. geringere Bevorteilungen sind zu akzeptieren

Mehrheitsregel: Je näher die Gipfel der individuellen Präfernezenstruktur beieinander liegen, um so mehr wird sich das Ergebnis dem einer einstimmigen Entscheidung annähern und um so geringer wird der Nachteil sein, den die Miniorität erleidet

Soll eine Demokratie funktioneren, ist ein gewisser Grad an Präferenzenhomogenität notwendig.

Güte der verschiedenen Wahlregeln:

-wird keine Wahlstrategie angewendet, so ist das Punktwahlsystem das beste, gefolgt von der Pluralitätswahl und der Mehrheitswahl

Mehrheitswahl:

-Einordnung nur zwischen 2 Alternativpaaren möglich

-Intensität der Präferenzen kann nicht ausgedrückt werden

-Alternativen, die nicht miteinander gepaart sind, können nicht bewertet werden

Pluralitätswahl: 

-alle Alternativen können zueinander in Bezug gesetzt werden, aber

-diese Beziehung kann nur im Wege einer Rangordnung dargestellt werden 

Punktwahl:

-Intensität der Präferenzen wird direkt berücksichtigt; im Extremfall kann der Wähler alle seine Punkte einer Alternative zuordnen 

Rolle der Strategie: 

Die Wähler werden das Vorgehen der anderen berücksichtigen und ihre Stimme nicht Alternativen geben, die überhaupt nicht gewinnen können 

Sie werden sie eher auf eine zweitbeste Entscheidung festlegen und damit vermeiden, daß die 3. Alternative gewinnt

Dilemma: Je besser ein Wahlsystem ohne Anwednung von Strategie ist, um so größer ist tendenziell der Bereich, den es der Verwendung von Strategien läßt.

( letztendlich kann ein groberes System, wie das Mehrheitswahlsystem, das Manipulationen weniger Spielraum läßt, die bessere Entscheidungsregel darstellen
7. Zur ökonomischen Theorie der Demokratie

Die Diskussion muß nun dadurch der Realität angepaßt werden, daß die Annahme aufgegeben wird, der individuelle Wähler sei direkt in den Entscheidungsprozeß eingeschaltet. Eine direkte Beteiligung bei finanzpolitischen Entscheidungen gibt es meist nur auf gemeindlicher Ebene. Ansonsten wird die Entscheidungsbefugnies delegiert an Parlamentarier, Senatoren, Repräsentanten usw., die von politischen Parteien nominiert, zur Wahl stehen.
Wie berührt das den Entscheidungsprozeß, und zu welchem Ausmaß weden die Präferenzen der Individuen in den endgültigen Entscheidungen reflektiert?

(2-stufiger demokratischer Willensbildunsprozeß: 

Bürger wählen Parlament ( Parlament wählt Regierung  ( Regierung fällt die Entscheidungen

Politiker der an die Macht will, braucht entsprechende Mehrheit ( gewinnmaximierendes Stimmenstreben

Stimmenmaximierung bei gegebenen Präferenzen
Politisches Handeln sei rationaler Wettbewerb wie im Markt

Funktion des Politikers:

Ungelöste Einzelprobleme (typ. öffentl. Probeleme) und Präferenzen der Individuen auffinden (lösen). Bürger sollen sich daraufhin entscheiden, ihm die Lösung des Probems zu übertragen, d.h. ihn zu wählen. Es geht um Lösungsmethoden, welche zeitliche Änderungen gerecht werden müssen 

(Einzelprobleme werden von Politikern zu Problempaketen (Programmpaketen) zusammengefaßt, diese Pakete werden zur Abstimmung gestellt

Pakete müssen mehrheitsfähig sein, d.h. sie müssen den Vorstellungen der Individuen entsprechen

Politiker verhandeln miteinander (im Parlament etc.) ( Stimmtausch

Präferenzintensitäten können stärker zum Ausdruck gebracht werden ( effizientere Lösungen können eintreten

Rolle der politischen Parteien

( leiten sich aus der Aufgabenstelllung der Politiker ab

Parteien entsprechen privaten Vereinigungen

-nicht Organe des Staates, kein Charakter einer öffentlichen Institution ( siehe Theorie der privaten Clubs

-politische Meinungsbildung der Öffentlichkeit

-im engeren Sinne: Funktionärskader ausbilden ( sind dies öfftl. Funktionen? Eher nicht: Partei als Ausbildungsstätte dient sich selbst

-Info-produktion für pol. Funktionäre
Rolle der Fraktionen:

Parlamentsfraktion ist ein Gebilde aus dem Inneren des Parlaments ( d.h. staatliche Institution

-bieten den Abgeordneten die Möglichkeit einer Arbeitsteilung untereinander  ( Kooperations-/Spezialisierungsvorteile ausnutzen

-Fraktionierung der Abgeordneten bedeutet, daß die Macht der Gruppierung erhöht wird (Fraktionszwang) (Trend zur Blockbildung
Funktion der politischen Konkurrenz:

Muß gesehen werden wie Rolle des Wettbewerbs auf Märkten

(pol. Konkurrenz erhöht pol. Wahlfreiheit der Bürger

Gewählt wird, wer am besten anbietet (Bürger kann aus Vielzahl der Alternativen auswählen)

Man muß sich um höchste Zustimmung der Wählerschaft kümmern ( d.h. Wählerpräferenzen müssen berücksichtigt werden( Konkurrenzdruck ( nur der wird gewählt, der Interessen der Bürger am besten vertreten will

Immer größere Annäherung der größeren Parteien ( Tendenz zur Volkspartei

Wettbewerb ist effizienzförderlich, trägt zum Erreichen des Optimums bei.
8. Theorie der Club-Güter als Grunlage einer Theorie des fiskalischen Föderalismus (Erweiterung der Grundskizze)

öffentliche Güter treten raumgebunden auf

Bürger haben unterschiedliche raumgebundene Präferenzen in Bezug auf diese Güter.

Wie soll Förderalstruktur aussehen?

(Festlegung auf Güterbündel für den Durchschnitt von allen Gütern( Kompromisse 

-Staat mit dezentralen Entscheidungseinheiten ( Bürger können in andere Gebiete abwandern

wandern Bürger ab ( so macht Abwanderungsgemeinde etwas falsch  ( Signalfunktion (Signalsystem für regionalen Willensbildungsprozeß)

gleiches für Zuwanderung
entscheidendes Merkmal öffentlicher Güter: räumliche Begrenzung der Nutzeninzidenz

nationalweit: wie nationale Verteidigung, Raumforschung, Krebsforschung, Bundesgerichtshof

geographische Begrenzung: gemeindeeigene Löschfahrzeuge, Straßenbeleuchtung

( Mitglieder der “Gruppe” die sich die Nutzen teilen, sind Einwohner einer besonderen geographischen Region

Bereitstellung öffentlicher Dienst und Kostenaufteilung sollte in Übereinstimmung mit den Präferenzen der Einwohner der relevanten nutzenempfangen Region erfolgen d.h. Dienste, die in ihrer Nutzeninzidenz nationalweit sind, sollten im nationalen Rahmen bereitgestellt werden, Dienste mit lokalem Nutzen durch lokale Einheiten, während wieder andere z.B. Landstraßen auf regionaler Ebene bereitgestellt werden sollten
9. Einige Hypothesen über systematische Verzerrungen bei der politischen Bestimmung des Staatsanteils in der Demokratie

Güterbereitstellung durch den Staat: Staatsquote – läßt sich messen an dem was der Staat produziert hat

staatliche Güter werden zu (unvollständigen) Kostenpreisen bewertet

d.h. der Staat erzielt keine Gewinne bei der Bereitstellung
Entwicklung der Staatsquoten:

Zunahme des Staatsanteils am Bruttosozialprodukt (Gesetz der wachsenden Ausdehnung öffentlicher besonders staatlicher Aktivitäten)( “Gesetz” von Rudolph Wagner

Steuerquote

Öst.
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Abbildung 5

Querschnittsvergleich

( 2 Ländergruppen

-rechte obere Gruppe: reiche Länder 

-linke untere Gruppe: Entwicklungsländer

Ausreißer: ( werden vernachläßigt

USA, Canada, Australien ( privatwirtschaftlich ausgerichtete Wirtschaftspolitik

Finland, Österreich ( starke staatliche Aktivitäten

Der Rest bildet 2 Trichter

Leviathan-Hypothese MMK Bd. 1 S. 143ff
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